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Freizeitaktivitäten und -anlagen im Wald

Die rechtlichen Schranken
Wandern, Mountainbiking, Skifahren – für die Schweizer Bevölkerung hat die Freizeit als 

Lebensbereich heute nahezu denselben Stellenwert wie Arbeit und Beruf. Und dieses Bedürfnis 

nach Aktivitäten in freier Natur und Landschaft steigt weiter. Nutzungskonflikte nehmen zu. 

Wie kann man ihnen begegnen?

der Baubewilligungspflicht. Es können 
jedoch auch blosse Nutzungen ohne bau
liche Massnahmen der Bewilligungs-
pflicht unterliegen, sofern sie erhebliche 
Auswirkungen auf Raumordnung, Er-
schliessung und Umwelt zeitigen. Erreicht 
das Vorhaben eine bestimmte Grösse 
oder Intensität der Auswirkungen, ge-
nügt oft auch das Verfahren der Bau- 
bzw. Ausnahmebewilligung nicht mehr 
und es muss eine Spezialzone ausge-
schieden werden.

Wann braucht es eine Bau­
bewilligung?

Dass Infrastrukturbauten zu Freizeit
zwecken  – beispielsweise Unterstände 
oder Waldhütten – einer Baubewilligung 
bedürfen, ist heute weitgehend klar. Es 

stellt sich aber die Frage, ab wann Frei
zeitaktivitäten bewilligungspflichtig wer-
den. Gemäss konstanter Rechtsprechung 
ist eine Bodennutzung bewilligungs-
pflichtig, wenn sie 
–– neu und von einer erheblichen Inten
sität ist; 

–– regelmässig und in einer organisierten 
Form erfolgt; 

–– auf Dauer angelegt ist. 
Dieser Definition entsprechen auch Ge

ländeveränderungen wie die Aufschüttung 
für einen Parkplatz oder die Errichtung 
einer Skipiste. Dabei ist nicht in erster 
Linie  die Geländeveränderung massge-
bend, sondern die Bedeutung des Vor
habens aus raumplanerischer Sicht, seine 
Auswirkungen auf Raum und Umwelt 
sowie auf das Orts- und Landschaftsbild.

Von Samuel Kissling. Trendsportarten er-
freuen sich grosser Beliebtheit und wer-
den gerne in der unberührten Natur, also 
ausserhalb des Siedlungsgebietes aus
geführt. Diese Entwicklung bereitet 
Schwierigkeiten: Der Lebensraum Wald 
gerät zunehmend in Bedrängnis. Für eine 
organisierte Ausübung von Freizeitaktivi-
täten müssen ausserdem oft in irgend-
welcher Form Bauten und Anlagen er-
richtet werden. Freizeitaktivitäten und 
-anlagen bedürfen einer planerischen 
Abstimmung und Koordination. In ihrer 
Vielfalt und ihren unterschiedlichen Er-
scheinungsformen verlangen sie auch 
nach unterschiedlichen Massnahmen. 

Werden für die Ausübung der Freizeit-
aktivitäten Bauten oder Anlagen erstellt, 
unterliegt das Vorhaben grundsätzlich 

Die Ansprüche an den Wald 
als Freizeitarena sind vor-
handen und in der Regel 
berechtigt, müssen aber in 
geordnete Bahnen gelenkt 
werden.
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Nicht bewilligungspflichtig sind nach 
Bundesrecht bauliche Kleinvorhaben, 
–– die zum Einen ein geringes Ausmass 
aufweisen und 

–– zum Andern weder öffentliche noch 
nachbarliche Interessen tangieren. 
Dazu zählen etwa geringfügige bau

liche Veränderungen im Innern von Ge-
bäuden, für kurze Zeit aufgestellte Bauten 
(z.  B. Zelte), Gehege für Kleintiere oder 
andere Anlagen, die keine nennenswerten 
Einflüsse auf Raum und Umwelt haben. 

Die Frage der Bewilligungspflicht hängt 
allerdings nicht nur vom Vorhaben selbst, 
sondern auch von der Art und Empfind-
lichkeit der Umgebung ab, in welcher das 
Vorhaben verwirklicht werden soll.

Paintball-Gelände braucht Bau­
bewilligung

Das Wandern, Biken oder Picknicken 
ohne besondere Infrastrukturanlagen ist 
grundsätzlich nicht bewilligungspflichtig, 
selbst wenn solche Aktivitäten die Wald-
fauna stören oder die Waldflora beein-
trächtigen. Das eidgenössische Wald
gesetz (WaG) verpflichtet die Kantone 
nämlich, dafür zu sorgen, dass der Wald 
der Allgemeinheit zugänglich ist. Diese 
Zugänglichkeit umfasst nicht nur das 
Betreten des Waldes zu Fuss, sondern 
auch das Befahren des Waldes (z. B. mit 
Fahrrädern oder Skiern) und das Reiten 
im Wald. Wo es die Erhaltung des Waldes 
oder andere öffentliche Interessen erfor-
dern, haben jedoch die Kantone für be-
stimmte Waldgebiete die Zugänglichkeit 
einzuschränken. Reiter können beispiels-
weise auf befestigte Wege und spezielle 
Reitwege verwiesen werden. Im Einzel-
nen ist es Sache der Kantone, gesetzliche 
Bestimmungen oder Anordnungen zu 
erlassen. Diese Kompetenz wird unter-
schiedlich ausgeschöpft: Etwa 14  Kan-
tone kennen spezifische Beschränkungen 
des Radfahrens und Reitens, einzelne ver-

bieten generell Sport- und Freizeitaktivi-
täten im Wald, soweit sie die Walderhal-
tung beeinträchtigen.

Zeitigen solche Nutzungen jedoch er-
hebliche Auswirkungen auf die Raum-
ordnung und die Umwelt, bedürfen sie – 
auch ohne bauliche Massnahmen – einer 
Bewilligung. In diesem Sinne sind bei-
spielsweise ein Paintball-Gelände oder 
eine Mountainbike-Piste baubewilligungs
pflichtig; die damit verbundene Nutzung 
beansprucht den Wald intensiver als 
andere Nutzungen. Zusätzlich besteht ein 
Interesse der Öffentlichkeit an einer vor-
gängigen Kontrolle durch die zuständige 
Behörde. Es erscheint deshalb gerecht
fertigt, solche regelmässig stattfindenden 
Nutzungen einer Baubewilligungspflicht 
zu unterziehen.

Bewilligungspflicht für grosse 
Veranstaltungen im Wald

Auch blosse Veranstaltungen im Wald 
können bewilligungspflichtig sein, selbst 
wenn sie nur von kurzer Dauer sind. Nach 

Waldgesetz unterliegt die Durchführung 
grosser Veranstaltungen im Wald nämlich 
einer Bewilligung, wenn öffentliche Inte-
ressen dies erfordern. Es ist naheliegend, 
dass sich die Grösse einer Veranstaltung 
nicht bloss nach der räumlichen Aus
dehnung und der Zahl der Teilnehmer 
bemissst, sondern vor allem nach den 
zu  erwartenden Auswirkungen auf den 
Wald. Die meisten Kantone kennen 
heute  eine Regelung zum Begriff der 
«grossen Veranstaltung» und umschrei-
ben sie beispielsweise als Veranstaltung, 
die «zu einer erheblichen Beanspruchung 
des Waldes» oder zu einer «erheblichen 
Beeinträchtigung von Pflanzen und Tie-
ren» führen kann.

Freizeitanlagen als forstliche 
Bauten bewilligungsfähig?

Dient der Wald den Menschen als Er-
holungsraum, so sind Freizeitanlagen im 
Wald mit der waldrechtlichen Nutzungs-
ordnung grundsätzlich vereinbar und 
damit als zonenkonform anzusehen. Als 
zonenkonforme forstliche Bauten und 
Anlagen können gemäss Bundesgericht 
allerdings nur jene angesehen werden, 
die für den Wald am vorgesehenen 
Standort notwendig und nicht über
dimensioniert sind. Ausserdem dürfen 
keine überwiegenden öffentlichen Inte
ressen gegen deren Errichtung vorliegen.

Aus der Praxis der meisten Kantone er-
gibt sich, dass Bauten und Anlagen für 
Freizeit und Erholung im Wald nicht als 
zonenkonform behandelt werden. Nur 
einige wenige Kantone betrachten ge-
wisse Freizeitanlagen als solche forstlicher 
Art. Im Kanton Solothurn werden bei-
spielsweise sämtliche einfachen und offe-
nen Erholungseinrichtungen im Wald als 
zonenkonform angesehen. Damit sind 
einfache Feuerstellen, bescheidene Rast-
plätze, Sport- und Lehrpfade, Waldfest
plätze ohne ständige Einrichtungen sowie 
offene Unterstände gemeint. Solche Vor-
haben sind im Wald zonenkonform und 
bedürfen einer Baubewilligung, bei deren 
Erteilung die kantonale Forstbehörde 
anzuhören ist. Eine ähnliche Regelung 
kennt der Kanton Appenzell-Ausserrho
den; auch er unterstellt einfache Feuer
stellen der Baubewilligungspflicht, befin-
det sie jedoch nur als zonenkonform, 
wenn sie der forstlichen Planung entspre-
chen.

Nichtforstliche Kleinbauten und 
-anlagen

Obschon Freizeit und Erholung Ele-
mente der Wohlfahrtsfunktion des 
Waldes sind, herrscht bei den meisten 

Weshalb braucht es die rechtlichen Schranken?
Mit Freizeitaktivitäten und -anlagen im Wald müssen sich die Behörden zunehmend 
auseinandersetzen. Die Bevölkerung verlangt nach Möglichkeiten zur Freizeitbeschäfti-
gung und das Angebot wird immer grösser. Der Bedarf an Raum und Landschaft für 
derartige Nutzungen nimmt stetig zu. Das Planungs- und Baurecht sowie die Raum
planung lenken diese Entwicklung in geordnete Bahnen. Ohne klare Vorgaben droht der 
Wald vor allem in der Nähe der grossen Agglomerationen durch die raumwirksamen 
Freizeitaktivitäten vereinnahmt zu werden und die Nutzungskonflikte nehmen  – vor 
allem auch auf Kosten der Natur und Landschaft – zu. Unberührte Landschaften und 
intakte Naturräume gehen verloren – Gebiete, die gerade auch von der Freizeitgesell-
schaft gerne aufgesucht werden. Der Schutz dieser Wälder und Naturräume, aber auch 
der Grundsatz der Trennung von Bau- und Nichtbaugebiet, verpflichtet die Behörden, 
den Freizeitnutzungen immer wieder Schranken zu setzen, auch wenn dies von den 
Betroffenen oftmals nicht verstanden wird. 

Forstliche Planung
Die Kantone erlassen Vorschriften für die 
Planung der Waldbewirtschaftung. Sie 
sorgen dafür, dass der Waldentwicklungs-
plan die an den Wald gestellten Ansprü-
che erfasst und gewichtet, die langfristi-
gen Ziele der Waldentwicklung festsetzt, 
diejenigen Flächen bezeichnet, für welche 
besondere Ziele festgesetzt werden müs-
sen und wo Interessenkonflikte bestehen 
sowie Prioritäten für den Vollzug setzt. 
Freizeit und Erholung sind damit auch 
Gegenstand der forstlichen Planung und 
werden im Waldentwicklungsplan festge-
halten. Welche Rolle Freizeit und Erholung 
im Wald zukommt, hängt aber stark von 
den regionalen Besonderheiten ab und ist 
von Kanton zu Kanton verschieden.
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Kantonen die Auffassung vor, dass Frei-
zeitanlagen – im Gegensatz zu Anlagen, 
die im Dienste der Schutz- und Nutzfunk-
tion des Waldes stehen  – nicht zonen-
konform sind. 

Bauten und Anlagen, die den Wald
boden nur punktuell oder in unbedeu-
tender Weise beanspruchen, wie zum 
Beispiel bescheidene Rastplätze, Feuer-
stellen, Sport- und Lehrpfade sowie Seil-
pärke werden normalerweise als nicht-
forstliche Kleinbauten und -anlagen 
betrachtet. Sie können aus wichtigen 
Gründen als «nachteilige Nutzungen» im 
Sinne von Artikel 16 Abs. 2 WaG bewil-
ligt werden. Dabei bedarf es zusätzlich zu 
dieser forstlichen Bewilligung für nach
teilige Nutzungen einer raumplanungs-
rechtlichen Ausnahmebewilligung nach 
Artikel 24 RPG, welche nur im Einverneh-

men mit der zuständigen kantonalen 
Forstbehörde erteilt werden kann.

Rodungsbewilligungen für Frei­
zeitanlagen

Können Freizeitanlagen weder als 
zonenkonform, noch als nachteilige 
Nutzung bewilligt werden, bedürfen sie 
einer Rodungsbewilligung. Als Rodung 
gilt die «dauernde oder vorübergehende 
Zweckentfremdung von Waldboden». 
Eine Rodungsbewilligung als Ausnahme-
bewilligung darf gemäss Waldgesetz nur 
erteilt werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass für die Rodung wichtige Gründe be-
stehen, die das Interesse an der Wald
erhaltung überwiegen. Das Bundesge-
richt hat zu dieser Voraussetzung eine 
projekttypenbezogene Praxis geschaffen. 
Dabei bedürfen unter anderem Skipisten, 

Golf- oder Sportplätze einer Rodungs
bewilligung. Als weitere Voraussetzung 
muss das Werk, für das gerodet werden 
soll, auf den vorgesehenen Standort an-
gewiesen sein.

Planungspflicht
Zur Verwirklichung von Nutzungen, 

die erhebliche Auswirkungen auf die 
Infrastruktur und die Umwelt haben  – 
wie dies regelmässig beispielsweise für 
grössere Sportanlagen zutrifft  – besteht 
eine Planungspflicht. Eine Ausnahme
bewilligung nach Artikel 24 RPG genügt 
nicht. Hierfür ist aus Rechtsschutzgrün-
den sowie zur Gewährleistung der erfor-
derlichen Information und Mitwirkung 
der Bevölkerung eine Spezialzone festzu-
setzen.

Samuel Kissling, MLaw
Schweizerische Vereinigung für Landesplanung 
VLP-ASPAN. www.vlp-aspan.ch

Weitere Informationen: 
Peter M. Keller / Andreas Bernasconi, Juristische 
Aspekte von Freizeit und Erholung im Wald. Um-
welt-Materialien Nr. 196, Bundesamt für Umwelt 
(Hrsg.), Bern 2005
Samuel Kissling, Freizeitaktivitäten ausserhalb 
der Bauzonen, Raum und Umwelt Nr. 3/09,  
VLP-ASPAN, Bern 2009

 

 

forstliche Zwecke
(z. B. Forststrasse, 
forstlicher Werkhof)

nichtforstlicher 
Zweck

Kleinbauten und  
-anlagen
(z. B. Rastplätze, Sport- 
und Lehrpfade)

Bauten und Anlagen, 
die einer Ausnahme-
bewilligung zugänglich 
sind
(z. B. Jagdhütte)

Bauten und Anlagen, 
die im Verfahren der 
Richt- und Nutzungspla-
nung zu beurteilen sind
(z. B. Kiesgrube, Deponie)

Nutzungsplanänderung, 
Rodungsbewilligung
und evtl. weitere Spezial-
bewilligungen im Rah-
men einer koordinierten 
Rechtsanwendung

Baubewilligung
nach Artikel 22 RPG unter 
vorgängiger Anhörung 
der Forstbehörde
(Art. 14 Abs. 1 WaV)

Ausnahmebewilligung
nach Artikel 24 RPG im 
Einvernehmen mit der 
Forstbehörde
(Art. 14 Abs.2 WaV)

Ausnahmebewilligung, 
Rodungsbewilligung
und evtl. weitere Spezial-
bewilligungen im Rah-
men einer koordinierten 
Rechtsanwendung

Baubewilligung
nach Artikel 22 RPG

Rodungsbewilligung nicht erforderlich Rodungsbewilligung erforderlich

Bauvorhaben im Wald Umnutzung von Wald- in 
Festhütten
Vielerorts besteht das Bedürfnis, vor lan-
ger Zeit erstellte Waldhütten oder Schüt-
zenhäuser zu anderen Zwecken zu nut-
zen. Eine solche Umnutzung richtet sich 
nach Artikel  24c RPG, sofern die ur-
sprüngliche Baute oder Anlage seinerzeit 
in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht erstellt wurde. Artikel  24c RPG 
lässt nur eine teilweise Änderung und 
massvolle Erweiterung zu. Unzulässig 
sind dabei so genannte vollständige 
Zweckänderungen (beispielsweise von 
einem Schützenhaus in ein dauerhaft 
betriebenes Restaurant oder Festlokal). 


